
 

 

Antrag 

 

der Abgeordneten Ing. Huber, Waldhäusl, Königsberger und Landbauer 

 

zur Gruppe 0 des Voranschlages des Landes Niederösterreich für das Jahr 2018, 

Ltg. 1595/V-5-2017 

 

 

betreffend: NÖ Mindestsicherungsgesetz: keine zusätzliche Belastung für 

Gemeindebürger 

 

Die Aufteilung der Kosten für die bedarfsorientierte Mindestsicherung ist im NÖ Min-

destsicherungsgesetz geregelt. Sie werden bei der Abrechnung der Ertragsanteile 

einbehalten, und belasten somit das jeweilige Gemeindebudget. 

Außer Streit müsste somit stehen, dass den Gemeinden für BMS beziehende Asyl-

berechtigte als auch Drittstaatsangehörige keine Kosten erwachsen dürften. Umso 

verwunderlicher ist es, dass das Land Niederösterreich aber genau für jene Gruppe 

der BMS-Bezieher im VA 2018 in Summe 19.752.600 Euro von den Gemeinden ab-

kassiert. In den letzten Jahren haben die Gemeinden bereits etwa 50 Mio. Euro ent-

richten müssen. 

Ein weiterer mehr als fragwürdiger Punkt stellt darüber hinaus auch das Faktum dar, 

dass diese Kosten nicht über die Ertragsanteile der Gemeinden, sondern über die 

Sozialhilfe eingehoben und somit auf alle niederösterreichischen Gemeinden aufge-

teilt werden. Die Gemeinden sind gezwungen diese Kosten wiederum entweder 

durch Einsparungen im Budget oder durch Erhöhung von Gebühren auszugleichen. 

Die Verlierer sind in jedem Fall die niederösterreichischen Gemeindebürger.  

Die NÖ Gemeinden sind nicht für den überbordenden Zustrom von Asylwerbern und 

der einhergehenden Massenzuwanderung verantwortlich. Versagt haben die Bun-

desregierung und die EU. Daher sind die entstehenden Kosten auch von diesen zu 

tragen.  



 

 

Die Gefertigten stellen daher folgenden 

 

Antrag: 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

„1) Der NÖ Landtag spricht sich im Sinne der Antragsbegründung dafür aus, dass 

die Kosten der BMS für Asylberechtigte durch den Bund und die EU getragen 

werden. 

2) Die NÖ Landesregierung wird im Sinne der Antragsbegründung beauftragt, 

durch Verhandlungen mit dem Bund und der EU sicherzustellen, dass die Kos-

ten der BMS für Asylberechtigte durch diese getragen werden.“ 


